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Ungewollte Verselbständigung
Makedonien ist – von Bosnien-Herzego-
wina abgesehen – der jüngste Staat Euro-
pas, hervorgegangen aus dem zerfallenen
sozialistischen Jugoslawien (Abb. 1). Le-
gitimiert durch ein Referendum (Septem-
ber 1991) hat es seine Unabhängigkeit er-
klärt und sich eine demokratische Verfas-
sung gegeben (November 1991), volle
Souveränität jedoch erst mit dem friedli-
chen Abzug der Jugoslawischen Volksar-
mee im März 1992 erlangt (Tab. 1).
Niemals zuvor konnte das Land ein
staatliches Eigenleben führen. Als nach
dem Ende der Osmanenherrschaft am Vor-
abend des Ersten Weltkriegs der Kern-
raum der Balkanhalbinsel unter Griechen-
land, Bulgarien und Serbien aufgeteilt
wurde, fiel das heutige Staatsgebiet letzt-
genanntem zu, das fortan die Makedonier
als Bestandteil des serbischen Volkes, als
Südserben, vereinnahmte und aufkeimen-
de nationalmakedonische Regungen strikt
unterband. Die nach dem Zweiten Welt-
krieg erfolgte Anerkennung als eigenstän-
dige Nation und Zueignung des Status
einer Teilrepublik im Rahmen der jugosla-
wischen Föderation stärkten zwar die ma-
kedonische Identität, ließen staatliche
Selbstbestimmung gleichwohl nur in en-
gen Grenzen zu.
Als Ende der achtziger Jahre im Zuge
der zunehmenden Desintegrationstenden-
zen sich die Frage nach der künftigen
Staatsform Jugoslawiens stellte, optierte
Makedonien (gemeinsam mit Bosnien-
Herzegowina) aus wirtschaftlichen Grün-
den für einen konföderativen Zuschnitt
unter der Voraussetzung, daß sämtliche
bisherigen Teilrepubliken sich beteiligen
würden. Da jedoch keine Einigung über
ein Konföderationsmodell zustande kam
und Slowenien wie Kroatien daraufhin
ihre staatliche Unabhängigkeit erklärten
(Juni 1991), sah sich Makedonien zu ei-
nem analogen Schritt gezwungen, wenn es
nicht erneut serbischer Hegemonie anheim-
fallen wollte. Seine Autonomie entspringt
folglich nicht eigenem Anspruch, sie er-
wuchs vielmehr aus einer Zwangssituati-
on. Makedonien wurde gleichsam zur Selb-
ständigkeit genötigt, seine staatliche Eman-
zipation ist eine „Unabhängigkeit wider
Willen“ (SCHRAMEYER 1997, S. 666).
Die „Makedonische Frage“
Der neukonstituierte Kleinstaat, definiert
als „Nationalstaat des makedonischen Vol-
kes“ (Präambel der Verfassung), sah sich
von Anfang an in einer schwierigen außen-
politischen Situation. Konfliktgegenstand
mit seinen Nachbarn war die Frage, ob es
überhaupt eine eigenständige slawisch-
makedonische Nation gibt oder ob sie eine
synthetische Schöpfung darstellt. Diese
seit dem 19. Jahrhundert von Zeit zu Zeit
virulent werdende sogenannte „Makedo-
nische Frage“ erlebt mit der Geburt des
jungen Staatswesens eine Neuauflage. Die
Standpunkte der Anrainer stimmen freilich
keineswegs überein.
Serbien bestreitet kategorisch das Exi-
stieren einer genuinen makedonischen Eth-
nie. Es sieht in den Makedoniern nach wie
vor überfremdete Südserben. Die „Erfin-
dung“ einer besonderen makedonischen
Nation verbunden mit der Zuerkennung
des Teilrepubliken-Status durch das sozia-
listische Jugoslawien hätte nur dem Zweck
gedient, das Gewicht Serbiens zu vermin-
dern. Angesichts dieser Sichtweise über-
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Tab. 1: Kennziffern zur Republik Makedonien
Quellen: Statistical Yearbook of the Republic of Macedonia 1994; Statistical Office of Macedonia: Census '94;
Osteuropa-Institut 1997, S. 106f; 1998, S. 116f; FAZ-Informationsdienste 1997, S. 136; 1998, S. 135; RIEDEL
1998, S. 344, 347, 365.
Jahr Maßeinheit
Fläche 1998 km2 25.713        
Bevölkerung 1998 Mio. 2,2        
Bevölkerungsdichte 1998 Einw./km2 85,6        
Geburtenrate 1997 ‰ 14,8        
Sterberate 1997 ‰ 8,3        
natürl. Bev.-Wachstum 1997 ‰ 6,5        
Säuglingssterblichkeit 1997 ‰ 15,8        
Haushaltsgröße 1994 Personen 3,9        
Wohndichte 1994 Pers./Wohneinheit 3,3        
Städt. Bevölkerung 1994 % 59,0        
Agrarbevölkerung 1991 % 14,7        
Analphabetenrate 1997 % 11,6        
PKW-Dichte 1995 Pers./PKW 7,6        
Telefondichte 1993 Pers./Telefon 6,3        
Allgemeinmedizinerdichte 1993 Pers./Arzt 456        
Facharztdichte 1993 Pers./Facharzt 793        
Krankenhausbettendichte 1993 Pers./Bett 191        
Erwerbspersonen 1997 Mio. 0,8        
Durchschnittl. Monatslohn 1997 $ 200        
Bruttoinlandsprodukt (BIP) 1997 Mrd. $ 3,8        
Bruttoinlandsprodukt/Einw. 1996 $ 725        
Budgetsaldo 1997 % d. BIP -1,5        
Exporte (fob) 1997 Mio. $ 1.201        
Importe (cif) 1997 Mio. $ 1.627        
Handelsbilanzsaldo 1997 Mio. $ -426        
Leistungsbilanzsaldo 1997 Mio. $ -575        
Direktinvestitionenzufluß 1996 Mio. $ 39        
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rascht es nicht, daß die Föderative Repu-
blik Jugoslawien Makedonien erst als letz-
ter Nachbarstaat diplomatisch anerkannt
hat (1996).
Bulgarien hat zwar keine Einwände
gegen die makedonische Staatlichkeit, es
widerspricht jedoch ebenfalls entschieden
dem Vorhandensein eines separaten ma-
kedonischen Volkskörpers. Seinem Da-
fürhalten nach belegen historisches Schick-
sal, kulturelle Prägung und Sprache, daß
die Makedonier als Zweig des bulgari-
schen Volkes, als Westbulgaren, zu gelten
haben.
Auch Griechenland verwahrt sich mit
Blick auf die makedonische Minderheit
im eigenen Lande, die sogenannten „sla-
wophonen Hellenen“, gegen das Existie-
ren einer makedonischen Nation. In erster
Linie aber stößt es sich an der Staatsbe-
zeichnung „Makedonien“, aus der territo-
riale Ansprüche auf die gleichnamige grie-
chische Nordprovinz abgeleitet werden
könnten, und ferner an den Staatssymbo-
len Makedoniens (der Flagge und dem
Wappen mit dem 16strahligen Stern von
Vergina), deren Verwendung es als Usur-
pation hellenischer Identität und Tradition
erachtet.
Auf die Anwürfe seiner Nachbarn hat
Makedonien sehr konziliant reagiert. Es
ist bemüht, durch Konzessionsbereitschaft
Spannungen nach Kräften abzubauen. U. a.
wurde durch Verfassungszusätze und Ent-
gegenkommen bei den nationalen Emble-
men den griechischen Vorwürfen Rech-
nung getragen. Dank dieser Politik des
Ausgleichs ist der junge Staat nach lang-
wierigem Tauziehen unter der provisori-
schen, gleichwohl grotesken Bezeichnung
„Ehemalige jugoslawische Republik Ma-
kedonien“ (FYROM = Former Yugoslav
Republic of Macedonia) als 181. Mitglied
in die Vereinten Nationen aufgenommen
worden (1993). Zwischenzeitlich hat er
weltweit völkerrechtliche Anerkennung
gefunden und ist überdies in allen wichti-
gen internationalen Organisationen ver-
treten.
Auch die Beziehungen zu den Anrai-
nern haben sich merklich verbessert. In-
dem diesen zunehmend der positive Effekt
der Etablierung des neuen Staates als eines
regionalen Stabilitätsfaktors im Herzen der
Balkanhalbinsel bewußt wird, unterliegt
deren zunächst reservierte Haltung mehr
und mehr einem Wandel. Mit hoher Wahr-
scheinlichkeit kann insofern die „Make-
donische Frage“ als beantwortet gelten,
sie hat sich offensichtlich erledigt.
Eine Bedrohung erwächst derzeit eher
aus dem serbisch-albanischen Konflikt im
angrenzenden Kosovo. Es läßt sich nicht
ausschließen, daß Makedonien in den Stru-
del der Auseinandersetzungen hineinge-
rissen wird. Um einer derartigen Entwick-
lung vorzubeugen, haben die Vereinten
Nationen in bisher einmaliger Weitsicht
vorsorglich ein symbolisches Truppenkon-
tingent mit Beobachterstatus, die UNPRE-
DEP (= Preventive Deployment Force),
an der Nordgrenze Makedoniens statio-
niert (1993).
Das Albanerproblem
Makedonien ist ein multinationaler Staat.
Seine 2 Mio.-Bevölkerung setzt sich aus
einer Vielzahl ethnischer Gruppen zusam-
men, von denen die meisten allerdings nur
bescheidene Anteile auf sich vereinen. Von
Bedeutung sind ausschließlich Makedoni-
er und Albaner (Foto 1), die nach dem
Stand der letzten Volkszählung (1994) 66,5
bzw. 22,9 % der Landesbewohner stellen.
Zwischen beiden Nationalitäten beste-
hen gewichtige Unterschiede. Diese wur-
zeln in ihrer verschiedenen Herkunft, denn
im Gegensatz zu den slawischen Makedo-
niern stammen die Albaner nach heutigem
Wissensstand von der vorslawischen Ur-
bevölkerung der Balkanhalbinsel, den Il-
lyrern, ab. Im Alltagsleben belangvoll sind
die sich grundlegend voneinander abhe-
benden Sprachen und Schreibweisen.
Während die erst nach dem Zweiten Welt-
krieg im Schnellverfahren standardisierte
makedonische Einheitssprache kyrillische
Schriftzeichen verwendet, wird im Alba-
nischen das lateinische Alphabet benutzt.
Des weiteren trennt beide Volksgruppen
eine Glaubensbarriere. Sind die Makedo-
nier dem orthodoxen Christentum verbun-
den, so bekennt sich der größte Teil der
Albaner zum Islam. Am Gotteshaus, ent-
weder orthodoxe Kirche oder Moschee,
Abb. 1: Nationale Zusammensetzung der Bevölkerung in den Gemeinden Makedoniens 1994
Quelle: BÜSCHENFELD 1995c
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läßt sich in der Regel bereits die ethnische
Ausrichtung einer Siedlung ablesen. Der-
art tiefgreifende Unterschiede ziehen denn
auch ausgeprägte Ungleichheiten in Men-
talität, Wertvorstellungen, kultureller Ei-
genart und Lebensstil nach sich.
So nimmt es nicht wunder, daß das
Verhältnis der beiden dominierenden Na-
tionalitäten belastet ist. Die Albaner emp-
finden sich als diskriminiert. Anstoß er-
regt vor allem, daß die neue Verfassung
ihnen den Status einer Minderheit zuweist,
sie gleichsam zu Bürgern zweiter Klasse
stempelt. Unter Verweis auf ihren Bevöl-
kerungsanteil beanspruchen sie, neben der
Titularnation gleichfalls als staatstragen-
des Volk eingestuft zu werden.
Vor allem fordern sie, im öffentlichen
Leben angemessen gleichgestellt zu wer-
den. So soll die albanische Sprache, die im
Behördenverkehr derzeit nur in überwie-
gend albanischen Gemeinden zugelassen
ist, neben dem Makedonischen landesweit
als Amtssprache anerkannt werden. Des
weiteren gilt ihr Anspruch proportionaler
Berücksichtigung bei Stellenbesetzungen
im politisch-administrativen Bereich ins-
besondere von Führungspositionen und
ferner der Selbstverwaltung albanisch do-
minierter Kommunen. Mit Nachdruck ver-
treten wird ferner, daß über den mutter-
sprachlichen Unterricht in Primar- und
Sekundarstufe hinaus auch auf Universi-
tätsebene albanischsprachige Lehrveran-
staltungen angeboten werden. Ein beson-
ders hartnäckig verfolgtes Anliegen ist das
Drängen auf Legalisierung des widerrecht-
lich etablierten Universitätsprovisoriums
in Tetovo, der albanischen Hochburg, nicht
zuletzt deshalb, weil es seit der Serbisie-
rung der Universität Priština im Kosovo
gewissermaßen die Rolle des geistig-kul-
turellen Gravitationszentrums aller Alba-
ner übernommen hat.
Bei den Makedoniern stoßen die alba-
nischen Ambitionen auf Ablehnung. Sie
befürchten eine schrittweise Aushöhlung
ihrer privilegierten Position. Beunruhigen-
der Hintergrund ist die divergierende de-
mographische Entwicklung. Denn auf-
grund eines gegenüber dem Landesdurch-
schnitt (8,1 ‰) doppelt so starken
natürlichen Bevölkerungswachstums
(16,3 ‰) hat sich zwischen den Volkszäh-
lungen 1961 und 1994 die albanische Be-
völkerungsgruppe um fast das Zweiein-
halbfache, die makedonische Bevölkerung
hingegen noch nicht einmal um ein Drittel
erhöht. Insofern ist der Bevölkerungsan-
teil ersterer um beinahe 10 % angestiegen,
der makedonische Anteil um annähernd
5 % zurückgefallen (Tab. 2).
Keine Berücksichtigung hat dabei die
anhaltende illegale Zuwanderung aus den
angrenzenden albanischen Siedlungsgebie-
ten gefunden, die bereits vor den Unruhen
in der Republik Albanien 1997 und der
Kosovo-Krise 1998 auf über 100 000 Per-
sonen veranschlagt wurde (SCHMIDT-NEKE
1994, S. 677) und sich unterdessen we-
sentlich verstärkt hat. Nach Schätzungen
beläuft sich der Zustrom aus Albanien auf
ca. weitere 100 000 Ankömmlinge (BARI-
SITZ 1997, S. 482), aus dem Kosovo sollen
es 23 000 Flüchtlinge sein (FAZ v.
13.10.1998). Da nach der Gesetzeslage die
Einbürgerung erst nach 15jähriger Ansäs-
sigkeit erfolgen kann, bleibt den Immi-
granten bis dahin die Teilhabe an den
Staatsbürgerrechten verwehrt. Unter Hin-
weis darauf reklamiert die albanische Sei-
te einen gegenüber dem offiziellen Zen-
susergebnis erheblich höheren Bevölke-
rungsanteil, den sie mit mehr als 30 %,
teils sogar auf über 40 % beziffert.
Neben den durch den demographischen
Druck hervorgerufenen Überfremdungs-
und Verdrängungsängsten bestehen bei den
Makedoniern Befürchtungen in Bezug auf
sezessionistische Neigungen der Albaner,
zumal diese sich bereits kurz nach der
Staatsgründung nahezu einstimmig für po-
litische Autonomie ausgesprochen hatten.
Diese Besorgnis basiert darauf, daß sich
die albanische Volksgruppe im Westteil
des Landes konzentriert (Abb. 1). Dort stellt
sie in den Städten teils die absolute, teils
die relative Mehrheit der Bevölkerung,
während die Dörfer vielfach rein alba-
nisch besiedelt sind. Zudem läßt sich un-
terdessen eine ostwärts gerichtete Aus-
dehnungstendenz ausmachen. In der
Hauptstadt Skopje besteht die Einwohner-
schaft bereits zu einem Drittel aus Alba-
nern (Abb. 1).
Die sehr pragmatisch eingestellte Staats-
führung, bis 1998 in den Händen des aus
dem „Bund der Kommunisten Jugoslawi-
ens“ hervorgegangenen „Sozialdemokra-
tischen Bundes Makedoniens“ (SDSM),
hat sich seit der Unabhängigkeit um den
Abbau nationaler Antagonismen und die
Integration des albanischen Volksteils be-
müht. So ist die moderate der beiden Alba-
nerparteien, die „Partei der Demokrati-
schen Properität“ (PDP), von Anfang an in
die Regierungsverantwortung eingebun-
den und mit einigen Ressorts betraut. Ein
beachtenswertes Zugeständnis bedeutet
Foto 1: Albaner mit dem Plis, der traditionellen weißen Filzkappe, Kennzeichen ihrer
ethnischen Zugehörigkeit.
Foto: Jugoslovenska revija
Tab. 2: Entwicklung der Nationalitätenanteile in Makedonien 1948–1994 (in %)
Quellen: Jugoslavija 1918-1988, S. 46; Statistièki bilten 1934 (1992), S. 23; Statistical Office of Macedonia:
Census ’94, S. 5.
1948 1953 1961 1971 1981 1991 1994
Makedonier 68,5 66,0 71,2 69,3 67,0 64,6 66,5
Albaner 17,1 12,5 13,0 17,0 19,8 21,0 22,9
andere 14,4 21,5 15,8 13,7 13,2 14,4 10,6
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1 Das Bruttomaterialprodukt (BMP), in sozialistischen
Staaten gebräuchlicher Berechnungsmodus der Wert-
schöpfung, läßt sogenannte nichtproduktive Dienstlei-
stungen unberücksichtigt. Nach OECD-Schätzungen
entspricht es etwa 90 % des Bruttoinlandsproduktes
(BIP).
u. a. auch die trotz heftiger Proteste durch-
gesetzte Errichtung einer albanischspra-
chigen Lehrerbildungsfakultät an der Uni-
versität Skopje (1997; Foto 2). Dank der
Kooperation konnte verhindert werden,
daß sich die latenten interethnischen Span-
nungen zu ernsthaften innenpolitischen Be-
lastungsproben ausgewachsen haben. Erst
eine interne Verschiebung der Kräftever-
hältnisse innerhalb der albanischen Volks-
gruppe zugunsten ihres nationalistischen
Flügels hat zu Konfrontationen mit der
Staatsmacht geführt, ausgelöst durch Aus-
einandersetzungen um nationale Symbole
(sogenannter „Flaggenstreit“ 1997). Un-
beschadet dessen ist im Zuge des nach den
Parlamentswahlen 1998 eingetretenen
Machtwechsels die nunmehr regierende
national-konservative „Partei für die na-
tionale Einheit Makedoniens“ (VMRO-
DPMNE) eine Koalition mit der radikalen
„Demokratischen Partei der Albaner“
(DPA) eingegangen.
Dieser Tatbestand unterstreicht mit
Nachdruck, daß sich sämtliche albanischen
Fraktionen zum makedonischen Staat be-
kennen und offenbar bestrebt sind, weitere
Eskalationen zu vermeiden. Sie sind sich
dessen bewußt, daß, unbeschadet weiter-
gehender Ansprüche, ihre politische und
insbesondere wirtschaftliche Situation als
vergleichsweise befriedigend einzuschät-
zen ist. Insofern steht denn auch eine groß-
albanische Option, d. h. ein Zusammen-
schluß mit den Kosovo-Albanern und de-
nen der verarmten Republik Albanien, nicht
zur Debatte. Angestrebtes Ziel ist nicht
eine Abspaltung, sondern ein verbesserter
Status im Rahmen des makedonischen
Staates.
Wirtschaftliche Startbedingungen
Ökonomische Substanz
Makedonien ist der am wenigsten entwik-
kelte Nachfolgestaat Jugoslawiens. Zwar
waren während der sozialistischen Ära
dank fortdauernder finanzieller Unterstüt-
zung durch die potenteren Teilrepubliken
gewisse Fortschritte zu verzeichnen,
gleichwohl blieb das wirtschaftliche Lei-
stungsvermögen denkbar bescheiden. Zum
Zeitpunkt der Verselbständigung stellte
sich das Bruttomaterialprodukt pro Kopf1
auf gerade einmal 1077 $ (Statistical Year-
book of Macedonia 1994, S. 689), ver-
gleichbar mit Ländern wie Nigeria oder
Peru (Abb. 3).
Dominierender Wirtschaftszweig ist die
Landwirtschaft, die freilich in dreierlei
Hinsicht gehandikapt ist: Zum einen be-
schränkt die typisch balkanische Raum-
kammerung des Landes in von ausgedehn-
Abb. 2: Entwicklung der Einwohnerzahlen
makedonischer Städte 1948-1994
Maßgebende Binnenwanderungstrends sind
die Entvölkerung der Gebirgsbereiche sowie
eine frequente Land-Stadt-Migration. In
Städten leben bereits 58 % der
Landesbevölkerung (1997)
Quellen: Veliki geografski atlas 1987, S. 196; Statistical
Yearbook of the Republic of Macedonia 1994, S. 676f;
Statistical Office of Macedonia: The 1994 Census. Final
Results. Skopje 1996, S. 16ff.
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Foto 2: „Kyrill und Method-Universität“ Skopje. Von rd. 21.000 immatrikulierten Voll-
zeitstudenten sind lediglich 2 % Albaner, obwohl für diese eine Quote von 10 % reserviert ist.
Foto: Büschenfeld
Abb. 3: Gemeinden nach erwirtschaftetem
Pro-Kopf-Sozialprodukt
Überdurchschnittliche Werte kennzeichnen
namentlich Gemeinden der Vardar-Furche
und größerer Beckenlandschaften,
unterdurchschnittlich hingegen ist die
Wertschöpfung im stark gebirgigen
Westflügel des Landes und in grenznahen
Gemeinden.
Quelle: Statistical Yearbook of the Republic of
Macedonia 1994, S. 264
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ten Gebirgsbereichen umrahmte Becken-
landschaften das ackerbaulich nutzbare
Areal auf ungefähr ein Fünftel der Staats-
fläche. Zum zweiten gestattet das Klima
zwar den Anbau anspruchsvoller Sonder-
kulturen wie Tabak, Baumwolle, Mohn
oder Reis (Foto 3), ruft andererseits aber
auch langwährende sommerliche Dürre-
perioden hervor, so daß namentlich Spezi-
alkulturen auf Irrigation angewiesen sind.
Dank der Anlage von 16 Stauseen können
unterdessen 22 % des Anbauareals bewäs-
sert werden (JAKIMOVSKI 1994, S. 125)
(Abb. 4). Zum dritten beeinträchtigen struk-
turelle Schwächen die Effizienz der rund
177 000 privaten Bauernhöfe. Geringe Be-
triebsgrößen, im Schnitt 2,6 ha, verbun-
den mit weit fortgeschrittener Bodenzer-
splitterung, Kapitalarmut, die sich in einer
alles andere als zeitgemäßen Produktions-
mittelausstattung äußert, sowie ein starker
Überhang familieneigener Arbeitskräfte
bedingen eine niedrige Produktivität der
vorwiegend subsistenzinteressierten Klein-
betriebe.
Marktorientiert hingegen sind die Groß-
betriebe des gesellschaftlichen Sektors,
darunter 38 Agrokombinate mit mehr als
2500 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche,
die sich vor allem dem Obst- und Weinbau
widmen und ein knappes Viertel zur agra-
ren Wertschöpfung beitragen (nach Stati-
stical Yearbook of Macedonia 1994,
S. 304).
Das industrielle Potential Makedoni-
ens ist recht begrenzt. Erst seit den 60er
Jahren hat im Zuge der im sozialistischen
Jugoslawien geltenden Maxime der Har-
monisierung interregionaler sozioökono-
mischer Disparitäten die Etablierung von
Fabriken stattgefunden. Die Standorte leh-
nen sich partiell an Bergbaubetriebe an
(Förderung von Chrom-, Blei-/Zink- und
anderen NE-Metallerzen), bevorzugt sind
allerdings die wenigen Städte des Landes.
Auf sieben unter ihnen entfallen drei Fünf-
tel aller gewerblichen Arbeitsplätze, wo-
bei Skopje allein ein Viertel stellt. Die
Produktionspalette erstreckt sich vorran-
gig auf die Verarbeitung landwirtschaftli-
cher Ausgangsmaterialien (Tabakwaren-,
Nahrungsmittel-, Textil- und Lederwaren-
herstellung) sowie auf die Aufbereitung
von Buntmetallerzen. Die Erzeugung be-
streiten in aller Regel relativ kleine Unter-
nehmen mit technologisch überholten Fer-
tigungsverfahren. Aus dem Rahmen fallen
einzelne überdimensionierte Werke, die
aus Gründen nationaler Reputation erstellt
worden sind und sich allesamt als Fehlin-
vestitionen erwiesen haben. Die Ausrich-
tung auf untere Veredlungsstufen leitet
sich aus dem arbeitsteiligen Verbund in-
nerhalb Ex-Jugoslawiens her, der Make-
donien eine Art Zubringerrolle zuwies und
naturgemäß ein starkes Abhängigkeitsver-
hältnis mit sich brachte.
Außenwirtschaftliche Isolierung
Die Elite des neugeschaffenen Staatswe-
sens kennzeichnet seit Anbeginn des staat-
lichen Eigenlebens ein großes Maß an
Reformbereitschaft. Während sich auf
politischer Ebene unverzüglich ein diffe-
renziertes Parteiensystem entwickeln konn-
te, wurde auf wirtschaftlicher Ebene die
Umsetzung der Reformabsichten durch ex-
terne Einwirkungen geraume Zeit gelähmt.
Denn kaum verselbständigt, sah sich Ma-
kedonien einer nahezu vollständigen au-
ßenwirtschaftlichen Isolierung überant-
wortet. Das gegen Restjugoslawien ver-
hängte internationale Embargo (1992-95)
einerseits, eine aus den früher erwähnten
Gründen veranlaßte zunächst selektive
(1993), dann totale (1994-95) Wirtschafts-
blockade von seiten Griechenlands ande-
rerseits haben den im Zuge des Vardar-Tals
Nord-Süd-verlaufenden Hauptverkehrskor-
ridor des Landes beidseitig abgeriegelt. Aus-
weichmöglichkeiten bestanden kaum, da in
Ost-West-Richtung und keinerlei Eisen-
bahn- und nur unzulänglich ausgebaute
Straßenverbindungen existieren. Insofern
waren jegliche legalen Austauschbeziehun-
gen mit Serbien, dem wichtigsten Handels-
partner, darüber hinaus alle Transitverbin-
dungen in die EU-Staaten ebenso unter-
bunden wie der unverzichtbare Zugang
zum Freihafen Thessaloniki.
Die Abschnürung ihrer Lebensadern hat
die makedonische Wirtschaft mehr und
mehr stranguliert. Agrare Überschüsse
konnten nicht abgesetzt werden. Die Indu-
strieproduktion fiel Jahr für Jahr zwischen
11 und 16 % zurück, sie hat sich zwischen
1990 und 1995 beinahe halbiert (vwd
16.6.1996). Im gleichen Zeitraum nahm
die Beschäftigtenzahl um ein Drittel ab
(nach GLIGOROW 1996, S. 33). Ein gravie-
render Engpaß ergab sich aus den unter-
bundenen Erdölimporten, da das Land über
keinerlei eigene Vorkommen verfügt und
nur rund 60 % seines Energiebedarfs durch
Wasserkraft und die Verstromung von Li-
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gniten zu decken vermag (SCHRAMEYER
1997, S. 669). Das Bruttoinlandsprodukt
verminderte sich während der Blockade-
phase um etwa ein Drittel (nach bfai 5/
1996, S. 1; 5/1997, S. 1). Insgesamt wer-
den die durch die Abriegelung der Kom-
munikationsstränge hervorgerufenen Schä-
den auf ca. 4 Mrd. $ veranschlagt (vgl.
SCHRAMEYER 1997, S. 668), für einen Klein-
staat eine kaum verkraftbare Einbuße. Daß
das Wirtschaftsleben nicht völlig kolla-
bierte, beruht auf in seinem Umfang kaum
zu überschätzenden Schmuggel und einer
weitverzweigten Schattenwirtschaft.
Erst die fast zeitgleiche Aufhebung der
griechischen Grenzsperre und Suspendie-
rung der Sanktionen gegen Restjugosla-
wien beendeten den ökonomischen Nie-
dergang.
Transformation des Wirtschafts-
systems
In seiner Verfassung bekennt sich Make-
donien ausdrücklich zur Marktwirtschaft
(Art. 55). Schlüsselprobleme der Umge-
staltung der hergebrachten jugosozialisti-
schen in eine marktorientierte Ordnung
stellen die Konsolidierung der makroöko-
nomischen Bedingungen und die Privati-
sierung sogenannten „gesellschaftlichen
Eigentums“ dar.
Makroökonomische Stabilisierung
Nachdem anfängliche Versuche zur Schaf-
fung stabiler Rahmenbedingungen mehr
oder minder erfolglos geblieben waren,
zeitigt erst die Umsetzung eines in Zusam-
menarbeit mit der Weltbank und dem In-
ternationalen Währungsfonds ausgearbei-
teten Konsolidierungskonzepts (1994)
greifbare Erfolge. Sein Ziel, monetäre Sta-
bilität, konnte mittels strikter Fiskaldiszi-
plin und flankierender Lohnkontrollen er-
reicht werden.
Die Wirtschaftsdaten belegen, daß seit
1996 die Talsohle durchschritten ist und
ein verhaltener Aufschwung eingesetzt hat.
Das Bruttoinlandsprodukt weist erstmals
ein Wachstum auf (Abb. 5). Die Industrie-
produktion, die zuvor kontinuierlich zu-
rückgefallen war, verzeichnet seither posi-
tive Werte (Abb. 6). Die an die DM gekop-
pelte, frei floatende Landeswährung, der
Denar, unterliegt kaum noch Schwankun-
gen, sofern man von einer im Interesse der
Exportstimulierung 1997 vorgenommenen
Abwertung absieht. Der Preisanstieg hat
sich beruhigt; die Inflationsrate sank seit
der staatlichen Verselbständigung von ei-
nem vier- auf einen einstelligen Wert
(1997 = 5 %). Der Staatshaushalt kann als
annähernd solide finanziert angesehen
werden; das Budjetdefizit, das zeitweilig
auf 11 % des BIP geklettert war, wurde auf
ein vertretbares Maß (1997 = 1,5 % des
BIP) gestutzt. Wie die vorstehenden Indi-
katoren nachweisen, ist es Makedonien
gelungen, tragfähige makroökonomische
Verhältnisse zustande zu bringen. Dank
seiner konsequenten Austeritätspolitik
kann es derzeit als „wirtschaftlich stabil-
stes Balkanland“ gelten (FAZ-Informati-
onsdienste 1998, S. 130).
Privatisierung
Zum Zeitpunkt der Verselbständigung
Makedoniens beschränkte sich wirtschafts-
bezogener Privatbesitz auf ein Randdasein.
Die absolut beherrschende Rolle hingegen
spielte sogenanntes „gesellschaftliches
Eigentum“.
„Gesellschaftliches Eigentum“, ein
weltweit einmaliges jugosozialistisches
Konstrukt, unterscheidet sich von staatli-
chem Eigentum anderer sozialistischer
Länder dadurch, daß es keinen definierten
Titular kennt. Als gleichsam herrenloses
Gut gehört es gewissermaßen sich selbst.
Das Verfügungsrecht über den eigentü-
merlosen Besitz, über Produktionsmittel
und Erträge, oblag dem jeweiligen Ar-
beitskollektiv, das mittels Selbstverwal-
tungsgremien über alle Belange befand.
Ein marktorientiertes Wirtschaftssystem
setzt hingegen eindeutige Besitztatbestän-
de voraus. Es erfordert zwingend die Um-
wandlung des anonymen Gesellschaftsei-
gentums in Besitztum mit explizitem Eig-
ner, natürlichen oder juristischen Personen.
Das entsprechende „Gesetz über die Trans-
formation von Unternehmen mit gesell-
schaftlichem Kapital“ ist 1993 verabschie-
det worden, der Beginn seiner Umsetzung
hat sich allerdings bis 1995 verzögert.
Angestrebt wird im Interesse des Zustan-
dekommens produktiv wirtschaftender
Unternehmen anstelle einer Massenpriva-
tisierung die Firmenübereignung an einen
dominierenden Erwerber (core-investor)
als Inhaber der Anteilsmajorität in der Er-
wartung, daß der künftige „master of the
house“ für eine effiziente Betriebsführung
Sorge trägt. Diese recht sinnvolle Konzep-
tion ist freilich nur ausnahmsweise zum
Tragen gekommen. Im Vollzug der Über-
eignung hat sich vielmehr gezeigt, daß in
der Mehrzahl der Fälle, und zwar vor al-
lem bei größeren Werken, eine Insider-
Privatisierung stattgefunden hat. Die Fir-
menanteile wurden zu extrem günstigen
Konditionen, die beinahe einer kostenlo-
sen Ausschüttung gleichkamen, von Be-
schäftigten, vor allem aber von Managern
oder Managergruppierungen der betref-
fenden Firmen erworben (EBO = em-
ployee-buy-out bzw. MBO = manage-
ment-buy-out). Keineswegs selten waren
dabei Unregelmäßigkeiten und ungesetz-
liche Praktiken im Spiel (SLAVESKI 1997,
S. 40).
Das zur Privatisierung anstehende Fir-
menkontingent umfaßt 1 216 Unterneh-
men, darunter 113 Groß- und 273 Mittel-
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betriebe, die in Aktiengesellschaften über-
führt werden, sowie 830 Kleinbetriebe, für
die die Rechtsform der GmbH vorgesehen
ist (Agency ... 1996, S. 4, S. 17). Nicht ins
Privatisierungsverfahren einbezogen, son-
dern von vornherein liquidiert wurden die
größten Verlustbringer, 25 Werke, die für
vier Fünftel aller Defizite im industriellen
Bereich verantwortlich waren. Nach dem
Stand von Mitte 1998 ist in 83 % aller
Fälle mit knapp 200 000 Beschäftigten die
Eigentumsübertragung abgeschlossen,
weitere 12 % mit 38 000 Beschäftigten
befinden sich gegenwärtig im Privatisie-
rungsprozeß (FAZ-Informationsdienste
1998, S. 132), so daß 1999 mit dem Ab-
schluß des Verfahrens im industriellen
Sektor gerechnet werden kann.
Die Insider-Privatisierung, gelegentlich
als „Nomenklatura“-Privatisierung apo-
strophiert, erweist sich mehr und mehr als
wunder Punkt der Besitzübertragung, da
eine Restrukturierung der konvertierten
Unternehmen in der Regel ausbleibt oder
nur sehr schleppend vonstatten geht. Dies
kann kaum überraschen, da mit der Über-
nahme der Firmen durch ihr bisheriges
Leitungspersonal sich im Grunde nur ein
nomineller Eigentümerwechsel vollzogen
hat, ohne daß sich an der Unternehmens-
führung Wesentliches ändert. Angesichts
ausbleibender grundlegender Umstellung
nimmt es nicht wunder, daß rund ein Vier-
tel der privatisierten Unternehmen rote
Zahlen schreibt (Osteuropa-Institut 1998,
S. 115) und einige bereits in Konkurs ge-
gangen sind (SCHRAMEYER 1997, S. 683).
Im Bereich der Landwirtschaft ist die
Privatisierung gesellschaftlichen Eigen-
tums erst später angegangen worden; das
einschlägige Gesetz stammt aus dem Jahre
1996. Seine Verwirklichung hat bis dato
nur geringe Fortschritte gemacht: von 350
involvierten Kombinaten sind bis Ende
1997 gerade einmal 43 in private Hand
überführt worden. Man rechnet damit, daß
sich die Prozedur bis 2002 hinziehen wird
(Osteuropa-Institut 1998, S. 115).
Per Saldo hat die Umschichtung der Ei-
gentumsverhältnisse unbeschadet aller Un-
zulänglichkeiten große Fortschritte ge-
macht. Erwirtschaftete der Privatsektor vor
der staatlichen Unabhängigkeit lediglich
14 % des Sozialprodukts, so hat sich dessen
Anteil zwischenzeitlich auf etwa 50 % ge-
steigert (Osteuropa-Institut 1998, S. 115).
Gleichzeitig erhöhte sich die Quote der in
Privatbetrieben tätigen Arbeitnehmer von
knapp 3 % auf 64 %. An Umsatz und Ge-
winn sind Privatunternehmen sogar jeweils
zu drei Vierteln beteiligt (bfai 5/1998, S. 2).
Dabei kann als sicher gelten, daß das Maß
privater Aktivität die offiziellen Angaben
ganz erheblich übersteigt, da die während
der Abschnürung des Landes immens auf-
blühende Schattenwirtschaft nach wie vor
breiten Raum einnimmt und sich naturge-
mäß staatlicher Erfassung entzieht. Schät-
zungen zufolge wird der Umfang der kryp-
toökonomischen Machenschaften auf etwa
35 % des legalen BIP taxiert (PERRY 1998,
S. 121).
Auswirkungen der Transformation
Ökonomische Folgen
Der Reformprozeß hat zu einer gravieren-
den Verschiebung der Bedeutung der Wirt-
schaftssektoren im Hinblick auf die Wert-
schöpfung geführt (Abb. 7). Aufgrund der
Stillegung einer beträchtlichen Zahl unef-
fizienter Betriebe sowie einer Kapazitäts-
auslastung der meisten Produktionszwei-
ge von weit unter 50 % (FAZ-Informati-
onsdienste 1998, S. 132) ist der Stellen-
wert der Industrie enorm geschrumpft. Er-
wirtschaftete letztere zuvor mehr als die
Hälfte des Sozialprodukts, so ist ihr An-
teil unterdessen auf rund ein Viertel zu-
rückgefallen (Yugoslav Survey 2/1996,
S. 105; Osteuropa-Institut 1998, S. 116).
Parallel dazu verminderte sich die Zahl in-
dustrieller Arbeitsplätze von 206 000
(1990) auf 118 000 (1997). Mithin ist eine
eklatante De-Industrialisierung zu konsta-
tieren.
Im Gegensatz dazu hat der Dienstlei-
stungssektor eine bemerkenswerte Auf-
wertung erfahren. Vor der Wende völlig
unterentwickelt und noch nicht einmal zu
einem Drittel am BMP beteiligt (nach
Statistical Yearbook of Yugoslavia 1992,
S. 425), kann der Servicebereich, nament-
lich der Detailhandel und das Gaststät-
tengewerbe, eine außergewöhnliche Aus-
weitung vorweisen. Sein Beitrag zur Wert-
schöpfung hat sich annähernd verdoppelt
(FAZ-Informationsdienste 1997, S. 131).
Zurückzuführen ist dieser Schub keines-
wegs auf die Privatisierung gesellschaft-
licher Einrichtungen, sondern vorrangig
auf die Neugründung einer Vielzahl –
rund 100 000 – privater Mini-Unterneh-
men, meist Familien- oder Ein-Mann-
Betriebe. Die Geschäftstüchtigkeit ihrer
Betreiber – nicht zuletzt während der au-
ßenwirtschaftlichen Isolierung des Lan-
des – hat dafür gesorgt, daß gesellschaft-
liche Versorgungsbetriebe sukzessive ein-
gegangen sind (SLAVESKI 1997, S. 48).
Jüngster Trend ist das – ansatzweise –
Entstehen privateigener Laden- und Re-
staurantketten.
Daß die Industrieproduktion nur zögernd
in Schwung kommt, ist wesentlich der
Insider-Privatisierung zuzuschreiben. Ab-
wehrstrategien des einheimischen Mana-
gements haben ein nennenswertes Enga-
gement potentieller ausländischer Anle-
ger verhindert (SLAVESKI 1997, S. 41). Nur
bei 156 vorwiegend kleineren Betrieben
mit zusammengenommen weniger als
2 000 Beschäftigten ist es überhaupt zu
Auslandsbeteiligungen gekommen (Han-
delsblatt v. 26.6.1998). Die abweisende
Haltung landesfremden Investoren gegen-
über ist dazu angetan zu verhindern, daß
marktkonformes Know-how und techno-
logische Innovationen Eingang finden und
für die Restrukturierung der Unternehmen
erforderliches frisches Kapital zur Verfü-
gung steht. Im Zeitraum von 1990 bis 1996
beschränkte sich der Zufluß ausländischer
Direktinvestitionen kumuliert auf nicht
mehr als 80 Mio. $ (Handelsblatt a. a. O.).
Daneben mögen allerdings auch die Risi-
ken, die sich aus der konfliktträchtigen
Lage des Landes ergeben, sowie der nur
begrenzt aufnahmefähige Binnenmarkt bei
der Zurückhaltung ausländischer Interes-
senten eine gewisse Rolle spielen.
Mangels anderer Antriebskräfte wird
das 1996 einsetzende verhaltene Wirt-
schaftswachstum (Abb. 5) fast ausschließ-
lich durch Investitionen der öffentlichen
Hand getragen, die wiederum an Kredite
internationaler Finanzorganisationen ge-
bunden sind. Infolgedessen ist die Aus-
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landsverschuldung Makedoniens bis Ende
1997 bereits auf 1,3 Mrd. USD geklettert,
während die Devisenreserven des Landes
sich auf magere 257 Mio. USD beschrän-
ken (FAZ-Informationsdienste 1998,
S. 135).
Soziale Folgen
Kehrseite der konsequenten Reformpoli-
tik sind kaum mehr tragbare Belastungen
der Bevölkerung.
Geradezu dramatisch stellt sich die Ar-
beitsmarktlage dar (Abb. 8). Der im Zuge
der Privatisierung erfolgte Personalabbau
wie die Schließung unproduktiver Indu-
strieunternehmen haben die Erwerbslo-
senziffer enorm in die Höhe getrieben. So
mußte beispielsweise das Stahlwerk
Skopje, die größte Produktionsstätte des
Landes, seine Belegschaft von ehemals
20 000 auf nunmehr 3 000 Beschäftigte
reduzieren (SCHRAMEYER 1997, S. 665).
Nach offiziellen Verlautbarungen bezif-
fert sich die Zahl registrierter Stellungslo-
ser auf 255 000, die Erwerbslosenquote
auf 32 % (1997; Osteuropa-Institut 1998,
S. 113). Unberücksichtigt bleibt bei die-
sen Angaben die verdeckte Arbeitslosig-
keit, deren Umfang auf weitere 100 000
Arbeitssuchende veranschlagt wird (bfai
1997, S. 8). Demgemäß dürfte sich die
Arbeitslosenrate tatsächlich zwischen 40
und 50 % bewegen. Des weiteren ist damit
zu rechnen, daß bei energischer Inangriff-
nahme der Restrukturierung eine neuerli-
che Entlassungswelle droht.
Die Berufstätigen müssen auf Grund
des rigorosen Stabilitätskurses der Regie-
rung fortgesetzt Reallohneinbußen hinneh-
men. Zwar unterliegen die Preise für ein-
zelne Grundnahrungsmittel und einige
Versorgungsleistungen staatlicher Regu-
lierung und sind Preissteigerungen partiell
durch Erhöhung der Nominalbezüge kom-
pensiert worden, gleichwohl haben Lohn-
kontrollen dafür gesorgt, daß der Zuwachs
an Kaufkraft stets deutlich dem Preisauf-
trieb hinterherhinkt und es nicht zum In-
gangsetzen einer Preis-Lohn-Spirale
kommt. Verschärft werden die beschwer-
lichen Lebensumstände durch Liquiditäts-
engpässe bei den Unternehmen, die nicht
selten dazu führen, daß sich Gehaltszah-
lungen monatelang verzögern. Wenn 1997
auch erstmals ein minimaler Nettolohnzu-
wachs zu verzeichnen war, so unterschrei-
tet doch der sich auf umgerechnet etwa
340 DM belaufende Durchschnittsver-
dienst bei weitem das Existenzminimum.
Es wird angegeben, daß das kontinuierli-
che Absinken des ohnehin bescheidenen
Lebensstandards dazu geführt hat, daß ein
Viertel der Haushalte, nach anderen Quel-
len ungefähr die Hälfte der Familien unter-
halb der Armutsgrenze dahinvegetiert (Ost-
europa-Institut 1998, S. 117; FAZ-Infor-
mationsdienste 1997, S. 130).
Breite Bevölkerungsschichten können
nur mittels Zuwendungen der – etwa
200 000 – im Ausland als Gastarbeiter tä-
tigen Familienangehörigen oder aber durch
Beteiligung an der Schattenwirtschaft not-
dürftig ihren Lebensunterhalt bestreiten.
Unübersehbar ist, daß die kryptoökonomi-
schen Aktivitäten mit einem Absinken der
Wirtschaftsmoral und einem Anstieg der
lange Zeit recht niedrigen Kriminalitätsra-
te verbunden sind.
Noch bedrückender als die Situation
der Beschäftigten ist die Lage der Rentner
und Arbeitslosen angesichts eines recht
weitmaschigen sozialen Netzes. Die Un-
terstützungsleistungen pro Sozialhilfe-
empfängerfamilie sind auf 55 % des
Durchschnittsverdienstes, das sogenannte
„geschützte Niveau“, festgeschrieben (Ost-
europa-Institut 1998, S. 117). Doch selbst
diese bescheidene Abstützung beschränkt
sich in der Regel auf in Städten ansässige
Anspruchsberechtigte, während auf dem
flachen Land lebende Hilfsbedürftige zu-
meist auf ihren Familienverband angewie-
sen sind. Unbenommen dessen verschlingt
die Altersversorgung der 220 000 Rentner
und die Unterstützung der 255 000 Ar-
beitslosen inzwischen bereits mehr als die
Hälfte des Staatshaushalts (SCHRAMEYER
1997, S. 686) bzw. 25-30 % des BIP (MIL-
JOVSKI 1997, S. 14). Im Hinblick darauf ist
eine weitere Kürzung der Sozialleistun-
gen, namentlich der Erwerbslosenhilfe,
vorgesehen (bfai 1997, S. 8).
Resümee
Makedonien, im hochgradig instabilen
Herzen des Balkans als unabhängiger Staat
neu etabliert, hat es mittels ausgesprochen
pragmatischer, verständigungsbereiter
Haltung verstanden, aus seiner Verselb-
ständigung erwachsene brisante außen- wie
innenpolitische Probleme zu entschärfen.
Kann die „Makedonische Frage“ vorerst
als ausgeräumt angesehen werden, so dürf-
ten zwar die internen Spannungen mit den
ethnischen Albanern fortdauern, gleich-
wohl stellen sie keineswegs die Existenz
der jungen Republik in Frage. Deren Über-
leben dürfte in erster Linie an das Gelingen
der erst ansatzweise in Angriff genomme-
nen Reorganisation ihrer angeschlagenen
Wirtschaft geknüpft sein, die der Masse
der Bevölkerung weiterhin empfindliche
Opfer abverlangen wird.
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